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Vorwort 

Der Kreditwucher ist bereits in Rechtsprechung und Literatur eingehend 
behandelt worden. Weniger Beachtung wurde dagegen der Frage gewidmet, 
mit welchem Rechtsbehelf gegen den im Mahnverfahren  erzielten „rechtskräf-
tigen" Vollstreckungsbescheid, dem eine sittenwidrige Kreditforderung 
zugrunde liegt, vorgegangen werden kann. Demzufolge besteht die Ziel-
setzung dieses Werkes in der Herausarbeitung eines geeigneten Rechtsbehel-
fes, der den Besonderheiten des Mahnverfahrens  und dem Bedürfnis nach 
Rechtssicherheit Rechnung trägt. Dies bedingt die Auseinandersetzung mit 
dem Begriff  der Rechtskraft  und seiner Fragwürdigkeit für das Mahnver-
fahren. 

Diese Arbeit hat dem Promotionsausschuß Dr. jur. der Universität Bremen 
als Dissertation unter dem Titel „Die mißbräuchliche Titulierung von Raten-
kreditschulden mit Hilfe des Mahnverfahrens"  vorgelegen. An dem Promo-
tionsverfahren  haben Prof.  Dr. Eike Schmidt (Bremen) und Prof.  Dr. Peter 
Derleder (Bremen) teilgenommen. Das Kolloquium hat am 25. 6. 1986 statt-
gefunden. 

Besonderer Dank gilt Herrn Prof.  Dr. Eike Schmidt für die Betreuung der 
Arbeit und die stets konstruktive Kritik sowie dem Verlag für die Aufnahme 
des Werkes in die Schriftenreihe.  Für die freundliche Unterstützung bei der 
Materialsammlung habe ich schließlich Frau Rechtsanwältin Annette Kähler, 
Herrn Assessor Rolf Schulz-Rakoll, Herrn Oberstaatsanwalt Herbert Mayer 
im Justizministerium Stuttgart sowie Herrn Oberamtsrat Rolf Lauterbach am 
Amtsgericht Stuttgart zu danken. 

Düsseldorf,  im Juni 1987 
Antje  Bamberg 
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Einleitung 

Anfang des Jahres 1984 fand im Bonner Bundeshaus eine Anhörung der 
SPD-Bundestagsfraktion statt. Unter dem Thema „Der Moderne Schuld-
turm"1 diskutierten u. a. Experten von Banken, Vertreter der Verbraucher-
zentrale Nordrhein-Westfalen  sowie Mitarbeiter von Schuldnerberatungsstel-
len2 mit Bundestagsabgeordneten über die Situation der notleidend geworde-
nen Konsumentenkredite. Grundlage war eine vom Bundesjustizministerium 
herausgegebene empirische Untersuchung zur Rechtssoziologie und Ökono-
mie des Konsumentenkredits3: Die Studie ergab, daß nahezu jeder zweite 
Haushalt (48%) über einen Teilzahlungskredit verfügt 4. Während der Kredit-
laufzeit eintretende Arbeitslosigkeit führt  dazu, daß diese Kredite notleidend 
werden. Der Begriff  „notleidend" umfaßt im banktechnischen Sinn drei Fall-
gruppen: 

1. Die Fälle, in denen der Kreditnehmer nur noch mit Mühe die Ratenzahlun-
gen aufbringen kann, wenn er sich also anderweitig einschränken muß; 

2. die Zahlungsverzögerungen, die üblicherweise zu Prolongationen und 
Umschuldungen führen; 

3. - und als die bedeutsamsten Fälle - die gekündigten Kredite und die Kre-
dite in der Zwangsvollstreckung. 

Die Studie enthält weiterhin alarmierende Feststellungen5. Über 1 Million 
Konsumentenkreditverträge weisen einen effektiven  Jahreszins von 100% 
über dem Schwerpunktzins der Deutschen Bundesbank auf. Die Darlehnsver-
träge sind bei Hinzutreten weiterer Umstände in der Regel sittenwidrig. Der 
dadurch entstehende Verbraucherschaden wird auf über 3 Milliarden D M 
beziffert.  In dieser Höhe stehen den Verbrauchern Rückforderungsansprüche 
oder Leistungsverweigerungsrechte zu, die allerdings - etwa in Höhe einer 3A 
Milliarde - nicht realisierbar sind, weil die Forderung durch Urteil oder Voll-

1 Vgl. die Pressemitteilung in Westdeutsche Zeitung (WZ) vom 16. Mai 1984. 
Danach leben 1 Mill ion Bundesbürger im „modernen Schuldturm". Dies provozierte 
die Frage, ob „bald Konkursrichter die private Familienpleite regeln?". 

2 Groth, bm-Sonderausgabe 1985, 18ff.  ausführlich zur Schuldnerberatung. 
3 Hörmann / Holzscheck / Daviter, Praxis des Konsumentenkredits, 1982. 
4 De With / Nack ZRP 1984, 1; diese Prozentzahl gibt zugleich Aufschluß über die 

gewandelte Einstellung zur Verschuldung und zum Konsum: Es ist nicht mehr die allge-
meine Einstellung verbreitet, daß „man" zum Zweck des Konsumes keine Schulden 
macht, sondern erst nach ausreichenden Ersparnissen konsumiert. 

5 SPD-Fraktion, Schuldturm / Hörmann, S. 3. 
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streckungsbescheid „rechtskräftig"  geworden ist. Darüber hinaus ergibt sich 
ein auffallendes  Defizit der Titel aus dem streitigen Verfahren  gegenüber dem 
Titel aus dem Mahnverfahren.  Die Untersuchungen von Hörmann 6 belegen, 
daß der Kreditgeber in 87% aller Fälle, d. h. der durch den Kreditgeber 
gekündigten Ratenkreditverträge, den Titel aus dem Mahnverfahren  erlangt. 
Dabei umfaßt diese Prozentzahl sowohl die gekündigten Ratenkredite, bei 
denen unmittelbar nach der Kündigung das Mahnverfahren  eingeleitet wird, 
als auch die Ratenkredite, bei denen nach erfolgter  Kündigung zunächst Neu-
vereinbarungen zur Wiederaufnahme eines Ratenplanes getroffen  wurden, 
die aber wegen der Zahlungsschwierigkeiten der Schuldner scheiterten. Dank 
der von Hörmann 7 durchgeführten  Analyse der gekündigten Ratenkredite ist 
nunmehr statistisch nachweisbar, daß nicht alle Banken mit gleicher Häufig-
keit die gekündigten Ratenkredite dem Mahnverfahren  zuführen. Am gering-
sten ist die Quote bei den Großbanken. Mit 57%8 liegen die Großbanken 
unter den Sparkassen, Volks- und Raiffeisenbanken  sowie sonstigen Kredit-
banken und Kreditinstituten, die in 63 - 65% der Fälle das Mahnverfahren 
einleiten. Dagegen bedienen sich die Teilzahlungsbanken9 bei 79% der 
gekündigten Ratenkredite des Mahnverfahrens.  Diese Tatsache ist um so er-
staunlicher, als sich die Teilzahlungsbanken - deutet man die von ihnen betrie-
bene Werbung richtig - als Banken des privaten Kunden, sprich als Banken 
der „kleinen Leute" verstehen. Für den Kreditnehmer, dessen Ratenkredit 
gekündigt wurde, ist die Wahrscheinlichkeit, im Wege des Mahnverfahrens 
zur Rückzahlung der Darlehnsvaluta verurteilt zu werden, bei den Teilzah-
lungsbanken wesentlich höher als bei einem Kreditinstitut jeder anderen Ban-
kengruppe. Die Tatsache der massenhaften Einleitung des Mahn Verfahrens 
durch die Teilzahlungsbanken erhält zudem eine besondere Gewichtung, 
wenn man bedenkt, daß diese Bankengruppe ohnehin mit dem Makel behaftet 
ist, sittenwidrige Ratenkreditverträge abzuschließen. Somit drängt sich der 
Verdacht einer mißbräuchlichen Benutzung des Mahnverfahrens  auf. 

Der Kreditwucher ist kein neues, gleichwohl aber nach wie vor ungelöstes 
Problem der Rechtspolitik, wie die 1984 im Bundestag geführte Anhörung 
belegt. Zu dieser bekannten Problematik tritt nunmehr die rechtstatsächlich 

6 Hörmann, Studie, S. 287. 
7 ders., Studie, S. 289. 
8 Hörmann, Studie, Tab. DXI I1/1. 
9 Synonym werden auch die Begriffe  „Ratenkreditbank" oder „Teilzahlungskredit-

institut" verwendet. Teilzahlungskreditinstitute unterscheiden sich von anderen Bank-
formen insbesondere dadurch, daß sie sich entweder völlig oder schwerpunktmäßig 
auf den Konsumentenkredit spezialisiert haben. Die Spezialisierung ist historischen 
Ursprungs, da insbesondere die Teilzahlungsbanken früher  keine Erlaubnis für andere 
Bankgeschäfte als die Kredithergabe erhielten. Diese „Einseitigkeit" ist heute bei 
vielen Teilzahlungsbanken beseitigt, so daß das Leistungsangebot dem der Universal-
banken gleicht. 

Vgl. dazu sowie zu den „Typen der Teilzahlungsbanken", Brandau, S. 12f. 
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belegbare Erkenntnis hinzu, daß Wucher und während der Kreditlaufzeit 
eintretende Arbeitslosigkeit, die zwar breite Bevölkerungskreise betrifft, 
- zusammen viele hunderttausend Bürger - , jedoch vorwiegend Arbeiter in eine 
ausweglose Situation bringen. Für die Betroffenen  bedeutet dies, daß sie auf 
Jahrzehnte an der Pfändungsgrenze leben, so daß die wirtschaftliche Notlage 
der Schuldner treffend  mit dem Ausdruck „moderner Schuldturm" gekenn-
zeichnet wird. 

In Anbetracht der Vielzahl juristischer Probleme im Bereich der Verbrau-
cherverschuldung durch Teilzahlungskreditverträge wird im Rahmen dieser 
Abhandlung das Mahnverfahren  sozusagen als „Ausgangspunkt allen Übels" 
in den Mittelpunkt der Betrachtungen gestellt. Kernstück ist dabei der Weg-
fall der Schlüssigkeitsprüfung und die dadurch ermöglichte Automation des 
Verfahrens.  Besonderes Gewicht erhält in diesem Zusammenhang die Tat-
sache, daß trotz Wegfalls der Schlüssigkeitsprüfung ein „rechtskräftiger"  Titel 
erzielt werden kann10. Dabei erscheint es jedoch bedenklich, auch nach dem 
Entfallen der Schlüssigkeitsprüfung dem Vollstreckungsbescheid noch die 
Wirkungen eines rechtskräftigen  Urteils beizulegen und damit an der Gleich-
stellung mit dem Titel aus dem streitigen Verfahren  festzuhalten11. Klarge-
stellt sei, daß nicht sämtliche mit dem neugefaßten Mahnverfahren  sowie den 
Konsumentenratenkreditverträgen verbundenen rechtlichen Probleme an 
dieser Stelle bearbeitet und einer sachgerechten Lösung zugeführt  werden 
können. Gleichwohl hat sich die Verfasserin  bemüht, die in diesem Zusam-
menhang rege diskutierten Schwierigkeiten in der praktischen Anwendung 
des Gesetzesinstrumentariums aufzuzeigen und einen Beitrag zur Problem-
lösung - insbesondere bei sittenwidrigen Ratenkreditverträgen - zu leisten. 
Allerdings soll sich das Konzept nicht auf diese Fallgruppe beschränken. Der 
Erhalt des Gesamtzusammenhangs ist gerade für die vorliegende vielschich-
tige Problematik der Verbraucherverschuldung im Konsumentenkreditge-
schäft wesentlich. Neben rechtspolitischen und juristischen Erwägungen ste-
hen gleichberechtigt - bei der Frage der Preisberechnung durch die Teilzah-
lungsbanken - wirtschaftliche Vorgänge12. Dabei ist es Aufgabe eines juristi-
schen Konzeptes, die wirtschaftswissenschaftlichen  sowie rechtspolitischen 
Erkenntnisse in die rechtswissenschaftlichen Wertungen mit einzubeziehen. 

Gemäß ihrer Themenstellung stellt die vorliegende Arbeit im ersten Teil 
sowohl wirtschaftliche Hintergründe des Mahnverfahrens  als auch Fakten zum 
Konsumentenratenkredit vor. Dabei werden neben Einzelproblemen des 

10 So zuletzt OLG Hamburg, Urteil vom 17.1.1985, NJW 1985, 749 (750). 
1 1 Vgl. dazu Bunte, NJW 1985, 705 (706), der die Frage aufwirft,  aber unbeantwortet 

läßt; ebenso OLG Karlsruhe NJW 1985, 744 (745); a. A . OLG Düsseldorf  NJW 1985, 
747, das „ohne Bedenken" an der Gleichstellung von Urteil und Vollstreckungsbe-
scheid festhält. 

1 2 Vgl. Brandau durchgehend zur Frage der Preisbildung im Konsumentenkredit-
geschäft. 


